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Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts in der Neufassung des Art.1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31.Juli 2009 (BGBI. I 
S. 2585) zuletzt geändert mit Art.2 des Gesetzes vom 04.12.2018 (BGBl. I S. 2254) 
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Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer in der Bekanntmachung der Neufassung vom 17.Juni 2004 (BGBI. I Nr. 
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Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei der Zulassung und Überwachung industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und 
Gewässerbenutzungen in der Neufassung des Art. 5 des Gesetzes vom 02.Mai 2013 (BGBI. I S. 973), zuletzt geändert mit Art. 2 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Die Landrätin 
Untere Wasserbehörde 

Landkreis Nordwestmecklenburg • Postfach 1565 • 23958 Wismar 

Firma 
Ihlenberger 
Abfallentsorgungsgesellschaft mbH 
vertr. d.d. Gf Norbert Jacobsen 
Ihlenberg 1 
23923 Selmsdorf 

Vorab per E-Mail an <C.Kobel®ihlenberg.de>  

Diese Auskunft erteilt Ihnen Frau Kniest 
Zimmer 4208. • Börzower Weg 3 • 23936 Grevesmühlen 

Telefon 03841 3040 6610 Fax 03841 3040 86610 
E-Mail m.kniest@nordwestmecklenburg.de 

Unsere Sprechzeiten 
Di 09:00 - 12:00 Uhr • 13:00.- 16:00 Uhr 
Do 09:00 - 12:00 Uhr • 13:00 - 18:00 Uhr 

Unser Zeichen 66.16-01-74076-004-18 
Grevesmühlen, 31.01.2019 

Wasserrechtliche Erlaubnis 

I. Entscheidung 

Aufgrund des § 1 Abs. 1 und 2IZÜV1  i.V. mit §§ 9, 12 Abs.2 und 13 des WHG2  wird der 

Ihlenberger Abfallentsorgungsgesellschaft mbH 
Ihlenberg 1 
23923 Selmsdorf 

die Erlaubnis für folgende Gewässerbenutzung erteilt. 

1. Art der Gewässerbenutzung: Einleiten von Stoffen 
Die Gewässerbenutzung dient der Ableitung von gereinigtem Abwasser aus der 
Sickerwasserbehandlungsanlage auf dem Betriebsgelände der IAG mbH (Anhang 51 
AbwV3) über ein Feuchtbiotop in ein Gewässer (Waldgraben zum Rupensdorfer Bach). 

2. Umfang der Gewässerbenutzung: 
Einleitmenge Qmax = 12 lis 

= 1000 m3/d 
Jahresschmutzwassermenge* 150.000 rea 
*Die Jahresschmutzwassermenge wird als abgaberelevanter Überwachungswert 
festgelegt. 
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3. Örtliche Lage: 

der Gewässerbenutzung 
Gewässer : über Feuchtbiotop in den Waldgraben zum Rupensdorfer Bach 
Gemeinde/Ort • . Selmsdorf/ Selmsdorf 
Landkreis • . Nordwestmecklenburg 
Gemarkung • . Sülsdorf 
Flur • . 2 
Flurstück • . 62/1 

Geografisches Koordinatennetz : ETRS89/UTM (6 Grad) Zone 33N (ohne Zone) 
Ost: 230068,0 Nord: 5976119,0 

der Abwasserbehandlungsanlagen 
Gemeinde/Ort : Selmsdorf/ Selmsdorf 
Straße : Ihlenberg 1 
Gemarkung : Sülsdorf 
Flur : 2 
Flurstück : 55-61 

4. Antragsunterlagen 
Antrag auf Wasserrechtliche Erlaubnis vom 14.12.2018 mit den erforderlichen 
Mindestangaben gemäß § 3 IZÜV 
- Art, Herkunft, Menge und stoffliche Belastung des Abwassers sowie Feststellungen 

von erheblichen Auswirkungen des Abwassers auf die Gewässer 
- Roh- und Hilfsstoffe sowie sonstige Stoffe und Energie, die in der Anlage verwendet 

oder erzeugt werden 
- der Ort des Abwasseranfalls und der Zusammenführung von Abwasserströmen 
- Maßnahmen zur Rückhaltung von Schadstoffen aus dem Schmutzwasser und aus 

dem auf dem Anlagengrundstück anfallenden Niederschlagswasser 
- Maßnahmen zur Überwachung der Emissionen in die Umwelt 
- die wichtigsten vom Antragsteller geprüften anderweitigen Lösungsmöglichkeiten in 

einer Übersicht 
- eine nichttechnische Zusammenfassung 

Ergänzung zum Antrag 
- Fachbeitrag-Wasser vom 13.12.2018, erstellt durch biota, Nebelring 15, 18246 

Bützow 
- Lageplan 
- Entwässerungsplan mit Kennzeichnung des Anfallortes, der Behandlungsanlage, 

des Entwässerungsweges, der Einleitstelle und Probenahmestelle 
- Unterlagen zur Abwasseranlage (Darstellung oder Beschreibung) 
- Analysen der behördlichen Überwachung liegen vor 
- Selbstüberwachung dargelegt in den Jahresberichten 
- Fließschema der Sickerwasserbehandlungsanlage 
- Befreiung von der Abwasserbeseitigungspflicht für den Zweckverband Grevesmühlen 

durch die Wasserbehörde vom 02.05.2017, geändert am 31.01.2019, Az: 66.11-
13/10-74076-020-17 
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5. Beschreibung der Anlage 
Das im Wesentlichen als Niederschlagswasser bzw. Schneeschmelze in den 
Deponiekörper eingetragene Wasser wird über ein oberhalb der Basisabdichtung 
verlegtes Sickerwasserfassungssystem gefasst, abgeleitet und über Transportleitungen 
und Pumpstationen der Sickerwasserbehandlungsanlage, als Rohsickerwasser 
zugeführt. 
Der Zulauf erfolgt in das Sickerwasserbecken. Das Sickerwasserbecken ist mit 
Schwimmfolie abgedeckt und dient als Vorlagebecken für die Sickerwasser-
behandlungsanlage. In diesem Becken erfolgt auch eine Vorbehandlung des 
Sickerwassers mittels Membranbelüfter. Ein weiteres Sickerwasserbecken ist ebenfalls 
mit Schwimmfolie abgedeckt und dient unter normalen Witterungsverhältnissen als 
Speicherbecken. Für anhaltende Schlechtwetterperioden mit hohen Sickerwasser-
spenden stehen als Zwischenspeicher zusätzlich zwei Becken, welche allerdings über 
keine Schwimmfolie verfügen, zur Verfügung. Die offene Lagerung von Sickerwasser in 
den zusätzlichen Becken wird aus Emissionsminderungsgeboten nur noch in 
begründeten Fällen erfolgen und war im Betrachtungszeitraum 2013-2017 nicht 
erforderlich. 
Die Sickerwasserbehandlungsanlage (SVVBA) hat eine Sickerwasser-
Verarbeitungskapazität von bis zu 40 m3/h (30 ni3/h im Mittel). 
Die Behandlung erfolgt durch mechanische Trennung und Filterung sowie eine 
Aufbereitung durch Umkehrosmose (UO) sowie seit 2017 mit nachgeschalteter 
Eindampfstufe zur weiteren Konzentratreduzierung. 
Die Umkehrosmosestufe besteht aus einem zweistufig kaskadierten System. Der in der 
ersten Stufe, Sickerwasserstufe mit 60 bar Betriebsdruck, generierte Konzentratstrom 
wird der 2. Stufe, der Konzentratstufe, zugeführt. Unter einem Betriebsdruck von 120 
bar erfolgt auch hier die Trennung des Zulaufs in einen Konzentrat- und einen 
Permeatstrom. 
Die beiden Permeatströme aus der 1. und 2. Stufe werden weitergehend in einer 
Permeatstufe bei einem Betriebsdruck von 60 bar behandelt. Das hierbei entstehende 
Permeat (gereinigtes Sickerwasser) gelangt in das Permeatbecken. 
Das in der 2. Stufe (Konzentratstufe) generierte Konzentrat wird weitergehend in einer 
Niederdruck-Verdampferanlage eingedampft. Hierbei handelt es sich um eine 
zweistufige Anlage, einer sogenannten Solestufe und einer Destillatstufe. Dabei wird 
das Destillat aus der Solestufe in der Destillatstufe bei rund 60 °C erneut zum Sieden 
gebracht. Das in der Destillatstufe generierte Destillat wird der Permeatanlage der 
Umkehrosmoseanlage zugeführt. . 
Das über die Verdampferanlage generierte Konzentrat wird einer Entsorgung außerhalb 
des Standortes der Deponie Ihlenberg zugeführt. 
Bei Erfordernis (Anlagenwartung oder —ausfall der Eindampfstufen) kann das 
Umkehrosmosekonzentrat im mit Schwimmfolie abgedeckten Speicherbecken, bis zur 
weiteren Behandlung und Entsorgung, gelagert werden. 
Die Abluft sämtlicher Anlagen wie abgedeckte Rohsickerwasserbecken, Tanks und 
Verfahrensstufen wird über eine mit Aktivkohle betriebene Abluftbehandlungsanlage an 
die Umgebung abgeleitet. 
Die vorbeschriebene Anlagentechnik ermöglicht eine Permeatausbeute von über 90 %. 

Im Permeatbecken (Gesamtkapazität ca. 28.000 m3) erfolgt eine Remineralisierung 
(Herstellung des natürlichen Nährstoffgehaltes) und Sauerstoffanreicherung des 
eingeleiteten Permeatstromes. Dabei ist die Verweildauer von der eingeleiteten 
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Permeatmenge abhängig. Eine im Becken installierte technische Belüftung unterstützt 
den Remineralisierungsprozess. 
Vom Permeatbecken wird das Permeat über die Probenahmestelle (PNS 1) kontrolliert 
und anschließend über ein künstlich angelegtes Feuchtbiotop in das Gewässer 
Waldgraben mit Ablauf zum Rupensdorfer Bach abgegeben. 
Kontinuierliche Einleitmengenmessungen werden in den Jahresberichten der IAG 
dokumentiert. Die jährliche Menge an gereinigtem Sickerwasser beträgt durchschnittlich 
100.000 m3  / a, davon werden ca. 95.000 m3/a  als Permeat über die hier 
gegenständliche Probenahmestelle (PNS 1) kontrolliert an die Vorflut abgegeben. 

Die Anlage besteht im Wesentlichen aus: 
- Sickerwasserbecken als Vorlagebecken mit Membranbelüfter 
- Sickerwasserbecken als Speicherbecken, zusätzlich zwei Zwischenspeicher für 

Schlechtwetterperioden 
- Umkehrosmoseanlage 
- Konzentrateindampfung und Vorlagetank 
- Permeatbecken 
- Automatische Mengenmesseinrichtung und Probenahmestelle 
- Einleitbauwerk 

Das sich anschließende Feuchtbiotop dient als Renaturierungsstrecke. Über den ca. 
100 m langen Entwässerungsgraben erfolgt ein weiterer Zufluss vom Zulauf Nordost 
(landwirtschaftliche Fläche nordöstlich des !hienberges) und des RRB Ost 1. Diese 
Zusammenführung stellt keine Vermischung im Sinne der AbwV4  dar. 

6. Probenahme - und Messeinrichtungsstelle (Anlage 1) 
lfd. Nr. 

1 Probenahmestelle - und Durchflussmesseinrichtung am Ablauf des 
Permeatbecken (PNS 1) 

Die Untersuchungen sind gemäß den Analyse - und Messverfahren der AbwV 
vorzunehmen. 

7. Anforderungen an das Abwasser 

7.1 Allgemeine Anforderungen an das Abwasser 

7.1.1. Der Volumenstrom und die Schadstofffracht des Sickerwassers sind durch 
geeignete Maßnahmen bei der Errichtung und dem Betrieb von Deponien so gering 
zu halten, wie dies nach dem Stand der Technik möglich ist. 

4 
Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer in der Bekanntmachung der Neufassung vom 17.Juni 2004 (BGBI. I Nr. 
28 S. 1108) , zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.08.2018 (BGBI. I, S. 1327) 
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7.2 Anforderungen an das Abwasser für die Einleitstelle  

7.2.1. An der Einleitstelle in das Gewässer sind folgende Anforderungen einzuhalten. 

Parameter 

pH-Wert 5,5 — 9,0 
Leitfähigkeit 1000 pS/cm 
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 40 mg/I 
Biochemischer Sauerstoffbedarf in 5 Tagen (BSB5) 10 mg/I 
Stickstoff gesamt, als Summe aus Ammonium-, Nitrit- und Nitratstickstoff (Nes) 20 mg/I 
Phosphor gesamt (P ‘• gesamt) 0,1 mg/I 
Kohlenwasserstoffe gesamt (KW gesamt) 0,1 mg/I 
Ammonium (NH4-N) 10 mg/I 
Nitritstickstoff (NO2-N) 2 mg/I 
Giftigkeit gegenüber Fischeier (GO 2 

7.2.2. Als Einleitstelle gilt der Einlauf in das Gewässer. 
Der Einleitstelle steht der Ablauf der Abwasserbehandlungsanlage, in der das Abwasser 
letztmalig behandelt wird, gleich. Die Entnahme der Abwasserprobe erfolgt am Ablauf 
des Permeatbecken - PNS 1 - (siehe Anlage 1 dieser Erlaubnis). 

7.3 Anforderungen an das Abwasser für den Ort vor der Vermischung 

7.3.1. Das Abwasser hat vor der Vermischung mit anderem Abwasser folgende 
Anforderungen einzuhalten. 

Parameter 

Quecksilber 0,005 mg/I 
Cadmium 0,005 mg/I 
Chrom gesamt 0,05 mg/I 
Chrom VI 0,03 mg/I 
Nickel 0,1 mg/I 
Blei 0,1 mg/I 
Kupfer 0,1 mg/I 
Zink 2 mg/I 
Arsen 0,03 mg/I 
Cyanid, leicht freisetzbar 0,01 mg/I 
Sulfid, leicht freisetzbar 1 mg/I 
Fluorid 1,3 mg/I 
Eisen, gesamt 1,0 mg/I 
Mangan 0,1 mg/I 
Kobalt 0,1 mg/I 
Phenolindex 0,005 mg/I 
Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) 100 pg/I 
aromatischen Kohlenwasserstoffe Benzol, Toluol, Ethyl- 10 pg/I 
benzol und die Xylole (BTEX) 
(als Summe der nachgewiesenen Einzelstoffe) 
Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) 0,2 pg/I (nach TVO) 
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7.3.2. Als Ort vor der Vermischung gilt der Einlauf in das Gewässer. 
Findet keine Vermischung des Abwassers mit anderem Abwasser statt, gelten die 
Anforderungen, die sich auf den Ort vor seiner Vermischung beziehen, für die 
Einleitstelle in das Gewässer. 

7.4. An der Probenahmestelle gemäß Abschnitt I Ziffer 6 sind die Anforderungen 
gemäß 7.2.1 und 7.3.1 einzuhalten. 

7.5. Für die Untersuchung der Überwachungswerte gelten die in der Anlage zu § 4 der 
AbwV festgelegten Analyse- und Messverfahren. 

II. Nebenbestimmungen 

1. Auflagen 

1.1 Die erlaubte Art, der Umfang und die örtliche Lage der Gewässerbenutzung sind 
einzuhalten. 

1.2 Die Probenahme- und Messstelle ist leicht zugänglich und unfallsicher einzurichten. 
Der Gewässerbenutzer ist verpflichtet, seine wasserwirtschaftlichen Anlagen 
ordnungsgemäß Instand zu halten, nach Betriebs- bzw. Bedienungsanleitung zu 
betreiben und ihre ständige Funktionsfähigkeit zu gewährleisten, so dass sie jederzeit 
ihren Zweck erfüllen und Beeinträchtigungen Dritter vermieden werden. Der Gewässer-
benutzer hat Vorsorge zu treffen, damit Störungen und deren Wiederholung vermieden 
werden und eine ordnungsgemäße Funktion der Anlage möglichst schnell wieder 
erreicht werden kann. 

1.3 Die ständige Kontrolle der Einhaltung der in dieser wasserrechtlichen Erlaubnis 
erteilten Auflagen obliegt dem Gewässerbenutzer. 

1.4. Behördliche Überwachung 

1.4.1. Der Gewässerbenutzer hat die behördliche Überwachung der 
Abwassereinleitung durch die untere Wasserbehörde bzw. durch eine von ihr 
beauftragte sachverständige Stelle für Abwasseruntersuchungen zu dulden und die 
Kosten zu tragen. Die behördliche Überwachung der Abwassereinleitung hat 
wenigstens vier bzw. zweimal jährlich gemäß Anlage 2 dieser Erlaubnis zu erfolgen. 

1.4.2. Der unteren Wasserbehörde bzw. den von ihr beauftragten Dritten ist jederzeit 
Zutritt zu den Abwasseranlagen auf dem Betriebsgelände zu gewähren. Auf Verlangen 
sind Auskünfte zu erteilen sowie Arbeitskräfte, Unterlagen und Werkzeuge zur 
Verfügung zu stellen. 

1.4.3. Die Abwasseranlage ist durch die untere Wasserbehörde jährlich zu besichtigen 
und die Besichtigung zu dokumentieren. 

1.4.4. Angeordnete behördliche Abwasseruntersuchungen und andere Maßnahmen 
der unteren Wasserbehörde auf Grund von Havarien oder Betriebsstörungen erfolgen 
auf Kosten des Gewässerbenutzers, wenn er dazu Anlass gegeben hat. 
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1.5. Eigenüberwachung 

1.5.1. Unabhängig von der behördlichen Kontrolle hat der Gewässerbenutzer die 
Abwassereinleitung und die Abwasserbehandlungsanlage nach der Verordnung über 
die Selbstüberwachung von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen (SÜVO M-V5) 
gemäß Anlage 3 dieser Erlaubnis zu überwachen. Die Abwasserproben und 
Untersuchungen sind von einem zugelassenen Labor nach der AsSAVO6 
vorzunehmen, wenn der Erlaubnisinhaber die Probenahme und die Abwasseranalytik 
durch fachkundiges Personal und geeignete Überwachungseinrichtungen und -geräte 
nicht selbst vornehmen kann. 

1.5.2. Die Kontrolle und Wartungsarbeiten an der Anlage sind einem sachkundigen 
Mitarbeiter zu übertragen. Schäden an der Anlage sind unverzüglich zu beheben. 

1.5.3. Der Abwasserdurchfluss am Ablauf der Anlage ist durch ein selbstschreibendes 
Messgerät mit Zählwerk, Messung nach DIN 19559' oder ein gleichwertiges Verfahren 
zu messen. 

1.5.4. Es ist ein Gewässerschutzbeauftragter zu benennen. 
Ist nach § 53 BlmSchG ein Immissionschutzbeauftragter oder ein Abfallbeauftragter zu 
bestellen, so kann dieser auch die Pflichten eines Gewässerschutzbeauftragten 
übernehmen. 

1.5.5. Bei Havarien mit wassergefährdenden Stoffen, die eine 
Gewässerverunreinigung herbeiführen kann, ist die Gewässerbenutzung durch 
Verschluss des Ablaufes des Permeatbeckens unverzüglich einzustellen. 

1.5.6. Die Ergebnisse der Eigenüberwachung sind der unteren Wasserbehörde 
schriftlich in Form des Jahresberichtes jährlich bis zum 31.03. für das zurückliegende 
Jahr vorzulegen. Der Jahresbericht hat zu beinhalten: 
- Zusammenfassung und Auswertung der Ergebnisse der betrieblichen 
Abwasseruntersuchungen mit Angabe der jeweiligen schadstoffbezogenen 
Konzentrationen und Frachten. Es können Daten aus der Selbstüberwachung 
verwendet werden. Die Zusammenfassung muss einen Vergleich mit den in der 
wasserrechtlichen Zulassung festgesetzten direkt geltenden Emissionsgrenzwerten 
ermöglichen. 
- Übersicht der wichtigsten abwasserrelevanten Stoff- und Jahresmassenströme, 
z. B. in Kilogramm Schadstoff pro Kilogramm hergestelltes Produkt, und Übersicht der 
Produktionsmengen in hergestellte Produkte pro Jahr, sofern produktionsspezifische 
Frachten im branchenspezifischen Anhang der Abwasserverordnung vorgegeben sind, 
sowie Übersicht der Abwassermengen in Kubikmeter pro Jahr und des 
prozessbezogenen Wasserverbrauchs, 

5 
Verordnung über die Selbstüberwachung von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen vom 20.Dezember 2006 (GVOBI. M-V, Nr. 1, S.5) zuletzt 

geändert durch Art. 17 Absatz 17 des Gesetzes vom 27.Mai 2016 (GVOBI. M-V S. 431, 444) 

6 
Verordnung über die Anerkennung als sachverständige Stelle für Abwasseruntersuchungen v. 14.Dezember 2005 (GS Meckl.-Vorp.GL Nr.753-2-

47), zuletzt geändert mit Erster Verordnung zur Änderung über die Anerkennung als sachverständige Stelle für die Abwasseruntersuchungen vom 

03.Juni 2011 (GVOBI. M-V, Nr. 10, S. 359) 
7 

DIN Deutsches Institut für Normung e.V. vom Juli 1983 
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- Zusammenfassung besonderer Betriebsbedingungen der Produktions- und 
Abwasserbehandlungsanlage wie Chargenbetrieb, An- und Abfahrvorgänge, 
Außerbetriebnahme von Anlagenteilen und Störungen des bestimmungsgemäßen 
Betriebs, die Auswirkungen auf die Abwassereinleitung hatten, 
- Zusammenfassung, Beschreibung und Auswertung der durchgeführten Maßnahmen 
zur Einhaltung der allgemeinen Anforderungen nach § 3 und Teil B des 
branchenspezifischen Anhangs der Abwasserverordnung. 

1.6. Betrieb der Abwasserbehandlungsanlage 

1.6.1. Die in den Einzelprozessen eingesetzten Hilfsstoffe sind dem Bedarf 
entsprechend sparsam zu verwenden. 

1.6.2. Alle Anlagenteile der Abwasserbehandlungsanlage sind nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu betreiben und instand zu halten. 

1.6.3. Die Dichtheit der Anlagenteile und Rohrleitungen der Abwasserbehandlungs-
anlage ist zu überwachen und zu dokumentieren. 

1.7. Anzeigepflichten 

1.7.1 Die untere Wasserbehörde ist über besondere Vorkommnisse und Havarien 
unverzüglich zu informieren. 

1.7.2 Beabsichtigte Änderungen der erlaubten Art, des Umfangs sowie des Zwecks 
der Gewässerbenutzung oder der Probenahmestelle sind der unteren Wasserbehörde 
rechtzeitig bekannt zu geben und durch entsprechende Unterlagen zu belegen. Die 
Änderungen dürfen erst nach schriftlicher Zustimmung vorgenommen werden. 

2. Vorbehalt 
Diese Erlaubnis wird gemäß § 18 WHG unter dem Vorbehalt des Widerrufes erteilt und 
steht unter dem Vorbehalt nachträglicher Anordnungen und Maßnahmen zum 
Gewässerschutz. 

III. Abwasserabgabe 
1. Für das Einleiten von Abwasser hat der Gewässerbenutzer nach dem Gesetz über 

Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (AbwAG) eine Abgabe zu 
entrichten. 

2. Die Abwasserabgabe richtet sich nach der Schädlichkeit des Abwassers, die in 
Schadeinheiten bestimmt wird. 

3. Für die Ermittlung der Schadeinheiten werden die in Abschnitt I Ziffer 3.1. 
festgelegte Jahresschmutzwassermenge sowie für die abgaberelevanten Parameter 
den in Abschnitt I Ziffer 7.2.1/ 7.3.1 festgelegten Überwachungswerte zugrunde 
gelegt. 
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4. Die Erhebung der Abwasserabgabe erfolgt auf Grundlage des Ausführungsgesetzes 
zum Abwasserabgabengesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(AbwAG M-V8)  durch gesonderten Bescheid. 

IV. Hinweise 
1. Die Erlaubnis schließt die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen 

privatrechtlichen Genehmigungen, Verträge oder Vereinbarungen nicht ein, diese 
sind vom Gewässerbenutzer zu erwirken. 

2. Die Erteilung dieser Erlaubnis entbindet nicht von der Erfüllung der sich aus anderen 
Rechtsvorschriften ergebenen Pflichten, die sich u. U. im Zusammenhang mit der 
Ausübung der Gewässerbenutzung ergeben können. 

3. Bei einem Eigentümerwechsel geht die Erlaubnis auf den Rechtsnachfolger über. 
Der bisherige Erlaubnisinhaber hat den Übergang der Unteren Wasserbehörde 
schriftlich anzuzeigen. 

V. Kostenentscheidung 
Gemäß § 121 des LWaG fallen die Verfahrenskosten dem Antragsteller zur Last. Die 
Höhe der Gebühr wird im gesonderten Bescheid als Anlage begründet. 

Vl. Begründung 
Mit Antrag vom 14.12.2018 beantragte die Ihlenberger Abfallentsorgungsgesellschaft 
mbH, Ihlenberg 1 in 23923 Selmsdorf eine wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung 
von Abwasser aus der Sickerwasserbehandlungsanlage auf dem Betriebsgelände der 
IAG mbH über ein Feuchtbiotop in ein Gewässer (Waldgraben zum Rupensdorfer 
Bach). 
Ihnen wurde bereits mit der wasserrechtlichen Erlaubnis Az: 66.11-10/10-002-2009 vom 
30.01.2009, geändert mit Bescheid vom 08.07.2010 die Einleitung des Abwassers aus 
der Sickerwasserbehandlungsanlage befristet bis zum 31.01.2019 in ein Gewässer 
gestattet. Mit dem Antrag wird die jährliche Einleitmenge reduziert. 
Die Gewässerbenutzung erfolgt aus einer Industrieanlage (IEDanlage) nach § 1 Abs. 3 
IZOV, da es sich hier um Abwasser aus einer Anlage nach § 60 Abs.3 Satz 1 Nr.3 WHG 
handelt. 
Gemäß § 4 Abs. 1 IZÜV i.V. mit § 60 Abs. 3 Satz 4 WHG ist das Erlaubnisverfahren 
unter Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 10 BlmSCHG durchzuführen. Die 
Öffentlichkeitsbeteiligung kann entfallen, da es sich hier um keine wesentliche 
Änderung einer Industrieanlage nach § 16 Abs 2 BlmSCHG handelt und keine 
erhebliche nachteilige Auswirkung auf ein Gewässer zu erwarten sind. 
Die Gemeinde Selmsdorf hat die Abwasserbeseitigungspflicht auf den Zweckverband 
Grevesmühlen gemäß § 40 Abs. 4 LWaG übertragen. Der Zweckverband wurde mit 
Bescheid vom 02.05.2017, geändert am 31.01.2019, Az: 66.11-13/10-74076-020-17 
befreit, da eine Erschließung der Grundstücke der Deponie aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht vertretbar ist und die Belange des Wohls der Allgemeinheit durch eine 
anderweitige Beseitigung nicht beeinträchtigt werden. Damit ist die Pflicht zur 
Beseitigung des Abwassers auf Sie als Grundstückseigentümer übergegangen. 

8 
Ausführungsgesetz zum Landesabwasserabgabengesetz Mecklenburg-Vorpommern vom 19.12.2005 (GS M-V, Gl. Nr. 753-6), zuletzt geändert 

durch Art. 8 des Gesetzes vom 27.Mai 2016 (GVOBLM-V S. 431, 434) 
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Das Einleiten von Stoffen in ein Gewässer stellt gemäß § 1 Abs. 2 IZÜV einen 
Benutzungstatbestand dar und bedarf nach § 1 Abs.1 Nr. 1 IZÜV einer wasserrecht-
lichen Erlaubnis, soweit diese nicht unter den Gemeingebrauch nach § 25 WHG oder § 
21 LWaG fällt. Der Gemein-; Anlieger- oder Eigentümergebrauch gemäß §§ 25; 26 
WHG i.V. mit § 26 LWaG liegt hier nicht vor, da das Abwasser aufgrund der Herkunft 
Stoffe enthalten kann, die geeignet sind, das Gewässer zu verunreinigen oder sonstige 
nachteilige Veränderungen seiner Eigenschaften herbeiführen kann. 
Für die Gewässerbenutzung ist keine Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung gemäß § 2 Abs. 1 IZÜV vorgeschrieben, da an der bestehenden 
Sickerwasserbehandlungsanlage keine Änderungen vorgenommen werden. 
Die Zuständigkeit der Landrätin als untere Wasserbehörde ergibt sich aus §§ 106; 107 
Punkt 1 LWaG, da derzeit keine Änderungen an der Anlage vorgenommen werden, die 
eine Genehmigung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz erforderlich machen. 
Die Einleitung von Stoffen in ein Gewässer darf gemäß § 57 Abs.1 WHG nur erfolgen, 
wenn die Menge und Schädlichkeit des Abwassers oder der Stoffe so gering gehalten 
wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem 
Stand der Technik möglich ist und die Einleitung mit den Anforderungen an die 
Gewässereigenschaften und sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar ist. 
Weiterhin sind Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen zu errichten und zu 
betreiben, die erforderlich sind, um die Einhaltung der vorgenannten Anforderungen 
sicherzustellen. 
Als Stand der Technik wird in Verbindung mit § 3 Pkt. 11 WHG auf fortschrittliche 
Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen abgestellt, die der praktischen Eignung 
einer Maßnahme zur Begrenzung von Emissionen in Wasser und Boden, zur 
Gewährleistung der Anlagensicherheit oder Vermeidung und Verminderung von 
Auswirkungen auf die Umwelt dienen. 
Die Anforderungen nach dem Stand der Technik gemäß § 57 Abs.1 und 2 WHG regelt 
die AbwV für die in den Anhängen bestimmten Herkunftsbereiche. 
Das Abwasser der Sickerwasserbehandlungsanlage (Permeat) fällt in den 
Herkunftsbereich des Anhanges 51 (Oberirdische Ablagerung von Abfällen) der AbwV. 
Vor der Einleitung in das Gewässer wird das Abwasser durch mechanische Trennung 
und Filterung sowie einer Aufbereitung durch Umkehrosmose (UO) und seit 2017 mit 
nachgeschalteter Eindampfstufe zur weiteren Konzentratreduzierung behandelt. 

Die allgemeinen Anforderungen gemäß § 3 der AbwV gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 
AbwV direkt gegenüber dem Einleiter, wenn nichts anderes festgelegt wird. 
Gemäß dem Anhang 51 der AbwV werden an das Abwasser allgemeine Anforde-
rungen, Anforderungen für die Einleitstelle und vor der Vermischung gestellt. 
Für den Erlaubnisinhaber sind die allgemeinen Anforderungen, Anforderungen für die 
Einleitstelle sowie vor der Vermischung als qualitative Einleitbedingung festgelegt. 
Gemäß der allgemeinen Anforderung unter Abschnitt I Ziffer 7.1 ist der Volumenstrom 
und die Schadstofffracht des Sickerwassers durch geeignete Maßnahmen bei der 
Errichtung und dem Betrieb von Deponien so gering zu halten, wie dies nach dem 
Stand der Technik möglich ist. 
Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 AbwV und den Überwachungswerten der Anlage 2 der 
befristeten Erlaubnis Az: 66.11-10/10-002-2009 vom 30.01.2009 werden in dieser 
Erlaubnis höhere Überwachungswerte als im Anhang 51 für die Einleitstelle sowie für 
den Ort vor der Vermischung festgelegt. Aufgrund der weiteren Überwachungswerte der 
Anlage 2 der befristeten Erlaubnis Az: 66.11-10/10-002-2009 vom 30.01.2009 werden 
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diese Parameter für den Ort vor der Vermischung festgelegt (Eisen, Mangan, Kobalt, 
Phenolindex, BTEX, PAK). 
Da keine Vermischung des Abwassers mit anderem Abwasser stattfindet, gelten die 
Anforderungen, die sich auf den Ort vor seiner Vermischung beziehen, für die 
Einleitstelle im Gewässer. 
Die unter Abschnitt II verfügten Nebenbestimmungen sind nach pflichtgemäßem 
Ermessen auf der Grundlage der §§ 13, 100 WHG erteilt und dienen der 
Wasserbehörde zur Überwachung und Erfüllung der nach dem LWaG und WHG 
begründeten Verpflichtungen. Die Erteilung der Erlaubnis steht unter dem Vorbehalt des 
Widerrufes gemäß 13, 18 WHG. 
Die Abwasseranlagen sind gemäß § 60 Abs.1 WHG so zu betreiben und zu unterhalten, 
dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten und das das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt werden. Im Übrigen dürfen Abwasseranlagen nur 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik betrieben und unterhalten werden. 
Vor der Einleitung in das Gewässer wird das Abwasser durch die Sickerwasserbehand-
lungsanlage behandelt. Im Ergebnis der Behandlung wird Permeat als Abwasser über 
das künstlich angelegte Feuchtbiotop in das Gewässer abgeleitet. 
Die Abwassereinleitungen sind gemäß der Verwaltungsvorschrift zur Überwachung 
industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und Gewässerbenutzungen nach der 
Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung9  zu überwachen. Die 
Überwachung beinhaltet regelmäßig durchzuführende Abwasseruntersuchungen und 
Anlagenbegehungen. Der die Abwassereinleitung zulassende Bescheid hat daher 
neben den zu untersuchenden Parametern auch Festlegungen zur Probenahmeart, - 
häufigkeit, -stelle und Analyseverfahren zu enthalten. Der Umfang der zu 
untersuchenden Parameter richtet sich nach den im Abwasser zu erwartenden 
Inhaltsstoffen, die sich nachteilig auf den Wasserhaushalt auswirken können sowie dem 
Anhang 51 der AbwV. Die einzuhaltenden Parameter für die Gewässerbenutzung unter 
dem bestimmenden Teil werden durch die untere Wasserbehörde bzw. einen 
beauftragten Dritten überwacht. Die Verpflichtung zur Kostentragung ergibt sich aus § 
92 Abs. 2 LWaG. 
Die Anlagenbegehung der IED-Anlage erfolgt gemäß des Überwachungsprogrammes 
des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg, an der die 
Fachbehörde teilnehmen sollte. Die Anlagenbegehung dient der Verschaffung eines 
Kenntnisstandes des baulichen Zustandes, der Betriebsführung, der Durchführung der 
Eigenüberwachung und der Havariesicherheit. Werden Umweltinspektionen der 
Anlagen auch von anderen Fachbehörden durchgeführt, sind diese zu koordinieren. Die 
vorliegende Anlage ist jährlich; anlassbezogen aufgrund von baulichen oder 
verfahrenstechnologischen Veränderungen und bei gravierenden Umweltunfällen durch 
die untere Wasserbehörde zu besichtigen und schriftlich zu dokumentieren. 
Der Gewässerbenutzer hat die Abwassereinleitung, den Zustand und den Betrieb der 
Abwasseranlagen gemäß § 61 WHG i.V. mit §§ 2, 4 SÜV0 M-V auf seine Kosten 
ständig zu überwachen. Zur Überwachung gehören erforderliche Messungen, 
Zustands- und Funktionskontrollen, Ausrüstung der Anlagen mit geeigneten 
Überwachungseinrichtungen sowie Personal mit der erforderlichen Ausbildung und 
Fachkenntnis zu beschäftigen und fortzubilden. Alle Kontrollen und Messergebnisse 

9 
Verwaltungsvorschrift zur Überwachung industrieller Abwasseranlagen und Gewässerbenutzungen nach der Industriekläranlagen-Zulassungs- und 
Überwachungsverordnung vom 05. Juli 2014 (GVOBI S. 1140) 
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sind zu dokumentieren. Der Mindestumfang der Eigenüberwachung bestimmt sich nach 
Anlage 2 der SÜVO M-V. Er kann erweitert oder reduziert werden, wenn der 
ordnungsgemäße Betrieb der Anlage dies erfordert oder zulässt. 
Die Beprobungen und Untersuchungen im Rahmen der Eigenüberwachung sind von 
einer staatlich anerkannten Stelle nach der AsSAVO auf Kosten des Gewässer-
benutzers an den definierten Probenahmestellen vorzunehmen, wenn der 
Erlaubnisinhaber die Probenahme und Abwasseranalytik nicht selbst vornehmen kann. 
Der Jahresbericht wird auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 AbwV gefordert. 
Grundsätzlich besteht ein Verschlechterungsverbot und ein Verbesserungsgebot für 
Abwassereinleitungen nach dem WHG (§ 27) auf Grundlage der EG WRRL in alle 
Gewässer. Die Maßnahme ist zu versagen, wenn sie eine Verschlechterung des 
Zustandes eines Oberflächenwasserkörpers verursachen kann oder die Erreichung 
eines guten Zustandes eines Oberflächengewässers bzw. des guten ökologischen 
Potentials und des guten chemischen Zustandes eines Oberflächengewässers zu dem 
nach der Richtlinie maßgeblichen Zeitpunkt gefährdet. 
Die Gewässer sind als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebensraum für Tiere 
und Pflanzen zu sichern, insbesondere durch Schutz vor nachteiligen Veränderungen 
von Gewässereigenschaften. Sie sind so zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der 
Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Einzelner dienen und das 
vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktion unterbleiben. 
Die Untersuchung, Darstellung und Bewertung der Abwassereinleitung erfolgte im 
Fachbeitrag Wasser, erstellt durch den Gutachter Dr. rer. Nat. Dr. agr. Mehl der Firma 
biota — Institut für ökologische Forschung und Planung GmbH vom 13.12.2018. 

Als Einleitgewässer ist der Waldgraben zum Rupensdorfer Bach festgelegt. Für den 
Waldgraben ist mit Bescheid der unteren Wasserbehörde Az: 66.11-30-001-19 vom 
29.01.2019 die Unterhaltungspflicht durch den WBV „Stepenitz-Maurine" bestimmt. 
Der Waldgraben selbst bildet keinen Wasserkörper und ist nicht wasserrahmenricht-
linienrelevant. Der Rupensdorfer Bach bildet den Oberflächenwasserkörper 
Rupensdorfer Graben (DEMV_STEP-2500). Dieser wurde als erheblich verändertes 
Gewässer eingestuft und befindet sich laut dem Fachinformationssystem des Landes 
M-V in einem mäßigen ökologischen und nicht gutem chemischen Potential. 
Der Waldgraben hat seinen Zufluss zum Wasserkörpers „Rupensdorfer Graben" und 
damit einen Einfluss auf die Wassergüte und die ökologischen Verhältnisse des 
Rupensdorfer Baches. 
Da die Einleitung des Permeats bereits langjährig besteht, kann es sich nur dann um 
eine „Verschlechterung" handeln, wenn 
a) Menge und Qualität des Abwassers die genehmigten Einleitwerte (häufig und/oder 
dauerhaft) überschreiten würden und/oder 
b) Menge und Qualität des Abwassers im historischen Trend negativ interpretiert 
werden müssen und/oder 
c) im Rahmen der Neubeantragung höhere Abwassermengen und weniger strenge 
Einleitwerte für die Stoffkonzentration beantragt werden. 
Analysen und Prüfungen ergaben, dass die Konstellation a) bis c) nicht geben sind und 
das Verschlechterungsverbot des Wasserkörpers für die zu hiermit gestattete Einleitung 
gemäß dem Fachbeitrag Wasser fachlich begründet als eingehalten gesehen wird. 
Dieser Bewertung wird gefolgt. 
Auswirkungen im Sinne der Verschlechterung einer Verbindung zu 
Grundwasserkörpern sind durch diese Einleitung irrelevant. 
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Im Weiteren wurde im Fachbeitrag geprüft, inwieweit die Summe aller Einleitungen 
(kumulativ) dem wasserrechtlichen Verbesserungsgebot für den Wasserkörper 
möglicherweise entgegensteht. Aufgrund der fehlenden amtlichen Daten ist eine 
abschließende Aussage in Bezug der OGewV1°  nicht möglich. Erst mit Vorliegen 
entsprechender Messdaten für den Rupensdorfer Bach (normalerweise mindestens ein 
Messjahr) ließe sich die Situation sachgerecht bewerten. 
Behelfsweise, in Ermangelung amtlicher Daten, wurde daher eine Einschätzung der 
kumulativen Einwirkungen auf Basis einer Messstelle aus dem 
Überwachungsprogramm der IAG durchgeführt (PNS 5 — Eigenkontrolluntersuchung 
der Qualität der Oberflächengewässer). Die Messstelle befindet sich jedoch nicht am 
maßgeblichen VVRRL-Wasserkörper, dem Rupensdorfer Graben, sondern im 
Waldgraben zum Rupensdorfer Bach unmittelbar vor einem verrohrten Abschnitt. Damit 
ist sie annähernd repräsentativ für die Einmündung in den Rupensdorfer Bach. Das 
Einzuggebiet an dieser Stelle umfasst neben dem Ablauf aus der PNS1 (Permeat) 
weitere zahlreiche Einzugsgebietsanteile und damit Abflüsse. 
Der Waldgraben weist bis zu der Messstelle PNS 5 einen Einzugsgebietsanteil von 
19 % sowie nach landesweiten hydrologischen Regionalisierungsdaten einen Anteil am 
mittleren Abfluss in Höhe von 16 °A auf, bilanziert bis zur Einmündung in den 
Rupensdorfer Bach. Eine Beeinflussung des Rupensdorfer Baches über die Fracht 
(Stoffkonzentration x Abfluss) ist aufgrund des geringen Abflusses damit ebenfalls nicht 
hoch. 
Der Anteil der Permeateinleitung an der festgestellten Gewässerqualität im Waldgraben 
ist äußerst gering. Die Konzentrationen der relevanten Stoffe des Permeats sind 
mehrheitlich deutlich geringer als an der PNS 5 gemessen. Die Permeatmenge stellt 
zudem einen kleineren Teil des Gewässerdurchflusses dar und beträgt nur 2,5 % des 
mittleren Abflusses bezogen auf das Ein leitprofil Waldgraben/Rupensdorfer Bach. 
Im Ergebnis resümiert der Fachbeitrag, dass derzeit das Wissen nicht ausreicht, um auf 
den aktuellen Zustand des Wasserkörpers Rupensdorfer Graben und etwaige 
Belastungsursachen schließen zu können. In Bezug auf die Frage in einem 
Erlaubnisverfahren, ob die beantragte Gewässerbenutzung gegen das 
Verbesserungsverbot verstößt, ist nur die Situation und beantragte Einleitung zu 
beurteilen. Der Einfluss der Permeateinleitung ist, wie festgestellt, quantitativ (Menge) 
und qualitativ (Güte) äußerst gering. Der fachlichen Aussage des Gutachters wird 
gefolgt. 
Die Einleitung steht auch der Erreichung des Bewirtschaftungszieles für den 
Oberflächenwasserkörper „Rupensdorfer Graben" (Wasserkörper-ID:DEMV_STEP-
2500) des aktualisierten Bewirtschaftungsplanes (2016-2021) für die 
Flussgebietseinheit Schleiffrave nicht entgegen. Als Ziel ist das gute ökologische 
Potential und gute chemische Zustand für den „Rupensdorfer Graben" sowie 
konzeptionelle Maßnahmen, Erstellung von Konzeptionen und Studien im 
Bewirtschaftungszeitraum ausgewiesen. 
Den Vermeidungs-und Verminderungsmaßnahmen zur Verringerung der stofflichen 
Belastung wurde durch die bisherigen technischen und technologischen Maßnahmen 
umfangreich Rechnung getragen. Die Einleitung der Abwassermenge wird begrenzt, die 
Jahresschmutzwassermenge gemäß Antrag reduziert. Im bestimmenden Teil der 

10 
Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer in der Neufassung des Artikel 1 der Verordnung vom 20.Juni 2016 (BGBI. I, Nr.28, S. 1373) 
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Erlaubnis werden Überwachungswerte vorgegeben, die die gesetzlichen Vorschriften 
unterschreiten, am Gewässerschutz ausgerichtet sind und behördlich überwacht 
werden. Die Überwachung der Einleitmenge und -güte erfolgt im Weiteren durch den 
Einleiter im Rahmen der Eigenüberwachung. 
Bei Einhaltung der vorgegebenen Überwachungswerte für die Abwasserinhaltsstoffe 
werden dauerhafte negative Auswirkungen auf die Wasserqualität des Einleitgewässers 
oder nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften und damit eine 
Verschlechterung des Oberflächenwasserkörpers ausgeschlossen. Die Einleitung steht 
den Bewirtschaftungszielen nach § 27 WHG sowie den Maßnahmeprogrammen und 
Bewirtschaftungsplänen der Flussgebietseinheit und damit der Zielerreichung nicht 
entgegen. 
Die Entscheidung ist gemäß § 4 Abs. 2 IZÜV öffentlich bekannt zu geben. Die 
Bekanntgabe erfolgt gemäß Hauptsatzung des Landkreises im Internet. 
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen konnte entschieden werden, dass 
Versagungsgründe nach § 12 WHG zur Ausübung der beantragten Benutzung des 
Gewässers nicht vorliegen und die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 12 Abs.2 WHG 
nach pflichtgemäßem Ermessen erteilt wird. 

Nach Bestandskraft des Bescheides erfolgt die Übergabe der Erlaubnis an das LUNG 
M-V zur Eintragung in das Wasserbuch M-V. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg in 23970 Wismar, Rostocker Straße 76, oder am 
Verwaltungsstandort 23936 Grevesmühlen, Börzower Weg 3, einzulegen. 

Im Auftrag 

Anlage 1 - Übersichtskarte mit Einleitstelle und Probenahmestelle 
Anlage 2 - Behördliche Überwachung 
Anlage 3 - Eigenüberwachung nach SÜVO M-V 
Gebührenbescheid 

34. /1. 204.9 per - 
a z. 2043 per po-a 

2 CO. 

nach 2€4,ge,„d, C-ta / - (4xvi b2«yg ) kc. i..? < 

9,4 
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Anlage 2 zur wasserrechtlichen Erlaubnis Az.: 66.16-01-74076-004-18 

Festlegungen zur behördlichen Überwachung der Abwasserbehandlungsanlage 

Probenahmestelle:  
PNS 1:Ablauf des Permeatbecken 
Probenahmeart: gemäß Abwasserverordnung AbwV in der jeweils gültigen Fassung 

Parameter Dimension Untersuchungen an PNS 1 / Jahr 
pH - Wert (PH) 

 

4 

Abwassertemperatur (Tabw) °C 

Leitfähigkeit (LF) pS/cm 
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) mg/I 
Biochemischer Sauerstoffbedarf in 5 Tagen (BSB5) mg/I 
Phosphorgesamt (Pges) mg/I 
Summe anorganisch gebundener Stickstoff (TIN) aus mg/I 

Ammoniumstickstoff (NH4-N) mg/I 
Nitritstickstoff (NO2-N) mg/I 
Nitratstickstoff (NO3-N) mg/I 

Kohlenwasserstoffegesamt (KW) mg/I 
Giftigkeit gegenüber Fischeier (GEI) 

  

Quecksilber (Hg) mg/I 

2 

Cadmium (Cd) mg/I 
Chrom gesamt (Cr) mg/I 
Chrom VI (Cr(VI)) mg/I 
Nickel (Ni) mg/I 
Blei (Pb) mg/I 
Kupfer (Cu) mg/I 
Zink (Zn) mg/I 
Arsen (As) mg/I 
Cyanid leicht freisetzbar (C1\10 mg/I 
Sulfid leicht frelsetzbar mg/I 
Fluorid (F) mg/I 
Eisen gesamt (Fe) mg/I 
Mangan (Mn) mg/I 
Kobalt (Co) mg/I 
Phenolindex mg/I 
organische Halogenverbindungen als (AOX) 
adsorbierbare organisch gebundene Halogene 

pg/I 

aromatische Kohlenwasserstoffe Benzol, Toluol, (BTEX) 
Ethylbenzol und die Xylole 

pg/I 

Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) pg/I 



Anlage 3 zur wasserrechtlichen Erlaubnis Az.: 66.16-01-74076-004-18 

Selbstüberwachung - Sonstiger Abwasserbehandlungsanlagen 

Ort der 
Untersuchungen, 
Anlagenteil 

Kontrollparameter Direkteinleiter mit> 100 m3/d 

 

Gesamtanlage 
Sickerwasserbehandlungsanlage 

Zustands- und 
Funktionskontrollen 

bt 

 

Probenahmestelle PNS 1 Abwasserdurchfluss 

k 

 

Abwassertemperatur 
pH-Wert 
Trübung 
Leitfähigkeit 
Chemischer Sauerstoffbedarf 

bt 

Phosphorgesamt 
Summe anorganisch gebundener 
Stickstoff (aus 
Ammoniumstickstoff Nitritstickstoff, 
Nitratstickstoff) 
Aluminium 
Eisen 
Biochemischer Sauerstoffbedarf in 5 
Tagen 

 

Quecksilber 
Cadmium 
Chrom gesamt 

Chrom VI 
Nickel 
Blei 
Kupfer 

2 x w Zink 
Arsen 
Cyanid leicht freisetzbar 

Sulfid leicht freisetzbar 

Fluorid 
Chlorid 
Mangan 
Kobalt 
Giftigkeit gegenüber Fischeier 

m 

Kohlenwasserstoffegesamt 
Phenolindex 
organische Halogenverbindungen als 
adsorbierbare organisch gebundene 
Halogene 
aromatische Kohlenwasserstoffe 
Benzol, Toluol, Ethylbenzol und die 
Xylole 
Polycyclische aromatische 
Kohlenwasserstoffe 

Erläuterungen zur Tabelle: 

k kontinuierlich 
bt bei Anlagenbetrieb täglich 
w wöchentlich 
m monatlich 
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